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Nmtlicber Teil .
Verlängerung der Mecvselkristen

in Belgien .
— Durch ein« Verordnung vom 10. Mar d. J „ veröffent¬

licht im »Moniteur Beige" vom 29. Mai - . I ., ist die im Art .
801 Abs. 2 des Versailler Friedensvertrages für die Vor¬
legung, Protesterhebung und Benachrichtigung bei Handels¬
papieren (Wechseln , Schecks) vorgesehene Frist in Belgien
bis zudn 31 . August 1921 verlängert worden.

Wadisciie Sorgen u . Aufgaben .
Unter dieser Überschrift bringt die »Neue Zürcher Zeitung "

einen ganz ausgezeichneten Artikel ihres badischen Mitarbei¬
ters . Gr lautet :

»Der Finanzminister hat im Landtag einen dritten Nachtrag
-mn Staatsvoranschlag eingebracht. Er verband damit die
Mitteilung , daß schon in den nächsten Tagen der vierte Nach¬
trag kommen werde. Schon das kennzeichnet die außerordent¬
lichen Anforderungen , die fortgesetzt an das Budget des Staa¬
tes herantreten ; aber auch die eigentümliche Lage seiner Fi¬
nanzwirtschaft , die keinen festen Plan machen kann und von
der Hand in den Mund leben muß . Der ungedeckte Auf¬
wand des badischen Budgets für die Jahre 1820 und 1921
wird vom Minister auf 201 Millionen Mark veranschlagt. An
Deckungsmitteln stehen insgesamt 147 Millionen Mark zur
Verfügung . Der ungedeckte Restbetrag von 104 Millionen
muß durch neue Steuern aufgebracht werden . Erinnert man
sich daran - daß das Reich die Hand auf die wichtigsten Steuer¬
quellen gelegt hat, von deren Ertrag allerdings ein Teil den
Ländern garantiert ist, der aber natürlich bei weitem nicht
für ihre Bedürfnisse reicht, so kennzeichnet sich damit die
Schwierigkeit, immer wieder neue Quellen auszufinden , auf
die das Reich noch nicht Beschlag gelegt hat ; aber auch die
Anspannung der Steuerkraft für die Bürger . Dabei ist der
Nachtrag mit der größten Sparsamkeit aufgestellt . An dem.
Was eigentlich notwendig gewesen wäre , find von den ein¬
zelnen Ministerien und schließlich vom Finanzminister selbst
Abstriche in der Höhe von 33 Millionen Mark gewacht worden.

Kein Budget und kein Nachtrag, die nicht mit starken, großen
Zahlen es deutlich machen , was die Staatsmaschine und ihr
Betrieb das Land kostet. In diesem dritten - Nachtrag kommt
finanziell zum Ausdruck, was die Verbesserung der Pensions -
Verhältnisse der Beamten und Staatsangestellten und die Ver¬
sorgung ihrer Hinterbliebenen finanziell ausmacht . Die Dif¬
ferenz beträgt gegenüber bisher 25 Millionen Mark. Aber
es gibt niemand , der behaupten könnte, daß damit zu viel ge¬
schehe. Die Lage der pensionierten Beamten , der Beamten¬
witwen und -Waisen war eine verzweifelte . Was geschieht , ist
gerade das unumgängliche, wenn der Staat überhaupt noch
Beamte bekommen soll. Das wird er nur dann , wenn er
imstande ist, sie für ihr Alter und im Todesfall ihre Familie
wenigstens vor dem Verhungern zu schützen:

Und doch ist der Staatsbeamte immer noch gut daran gegen¬über einer Kategorie, die tatsächlich am schlimmsten von den
Verhältnissen getrofffen worden ist, unter denen wir heute in
Deutschland leben : das sind die Kleinrentner . Sie sind
tatsächlich die ärmsten heute. Sie hatten durch Arbeit und
^ xrren in vielen Jahren ein kleines Vermögen erworben .
Sagen wir einmal 50 000 oder 80 000 oder 100 000 Mark . Die
Rente gab die Möglichkeit , bescheiden , aber ohne Not die alten
Tage zu verbringen . Man konnte damit in jenen besseren
Zeiten sogar noch ganz ordentlich leben, sich sogar vielleicht
einiges Behagen gönnen ; ein Schöpplein Wein, eine Zigarre ,
vielleicht sogar eine billige Sommerfrische . Was sind heute
8000 oder 4000 oder 5000 Mark Jcchreseinkomurmen ? Ei «
langsames Verhungern , eine fortgesetzte berückende und be¬
schämende Armut , ei» Versagen alles dessen - was einst das
Leben noch ein klein wenig schmückte und als Entgelt für eine
lange Lebensarbeit beseitigen konnte. Das find heute die
allerärmsten . Sie sind über Nacht expropriiert worden . Wa¬der Staat , die Sparkasse, die Bank, ihnen für ihr Kapital heute
gibt, das einst gute Goldmark gewesen ist, hat heute kaum
mehr ein Zehntel des Wertes , den es einst hatte . Sie findBettler geworden. Wovon sie leben und wie sie leben und wie
sie es Möglich machen, nicht zugrunde zu gehen, das ist ein
Rätsel . Hier täte eine große Hilfe des Staates not . Aber
woher soll er die Mittel dazu nehmen ? Und doch muß etwas
geschehen . Es ist wenigstens ein Anfang wenn zum ersten¬mal ein Betrag für die Kleinrentner in Höhe von einer hal¬ben Million im badische« Staatshaushalt erscheint.

Zu den größten Sorgenkindern des Budgets gehören jetzt die
Universitäten und an ihnen wieder die kostspieligen Aufwen¬dungen für die Bauten der großen medizinischen Institute .13 Millionen Mark stehen diesmal dafür an Sinzelraten in
diesem Nachtrag. Jederman weiß, daß das Zehnfache nötigwäre, um wirklich zu helfen, um diese Institute auf der Höheöu halten , die im Interesse der Wissenschaft und der leidenden
Menschen nötig wäre . Vielfach sind da die Räume ganz unge¬nügend geworden. Die Dozenten müssen oft unter den ungün¬
stigsten einengendsten Verhältnissen arbeiten . Die Kranken lei¬den unter dem Mangel an Platz . Da gibt eS Räume , die von
Rechtswegen polizeilich gesperrt werden sollten. Das Land tutheute dafür so viel es kann. Volksvertretung und Regierungsehen es als eine hohe Ehrenpflicht an , für die Wissenschaft und
insbesondere für ihren Dienst an den leidenden Menschen zusorgen. Nicht wenige dieser Unzulänglichkeiten liegen aber nicht

erst ein paar Jahre zurück. Sie reichen weit zurück noch in die
Zeit des alten Staates , wo man noch reichlich Geld hatte und
doch zuweilen am Unrechten Platz gespart hat oder auch am
Unrechten Platz das Geld hinausgeworfen hat . So ist z. B . in
Freiburg s. Z . eine Universitätsbibliothek gebaut worden . Ein
glänzender Bau , höchst stilgerecht erbaut von dem damals ersten
Gothiker, aber so unpraktisch für den Zweck, dem das Gebäude
bienen soll, - aß schon heute die Räume nicht mehr reichen, daßdie Unterbringung der Bücher einfach nicht mehr möglich ifh
und man dazu übergehen muß, sie notdürftig irgendwo in der
Höhe unterzubringen : Verhältnisse, die natürlich eine große
Erschwerung für die wissenschaftliche Arbeit bedeuten. Da -
Geld, das für eine Erweiterung gefordert wird, ist zugleich eine
Anklage gegen die Unzweckmäßigkeit , mit der man hier einst
gebaut hat . Wird das Land auf die Dauer es leisten können,
seine drei Hochschulen zu unterhalten , sie so zu unterhalten ,
daß sie wirklich bestehen können auf der Höhe der wissenschaft¬
lichen Einrichtungen , die heute erforderlich sind? Was für den
Staat heute bauen heißt, zeigt übrigens die Nachforderung für
den Neubau eines Gymnasiums in Lahr , sie beträgt 1810 000
Mark, nachdem 2105000 Mark bereits verausgabt worden
sind. Aber damit ist das Ende noch nicht erreicht.

Dabei regen sich von allen Seiten her Bedürfnisse der Kul¬
turpflege . Baden besitzt ganz hervorragende Kunftdenkmäler
in einer Anzahl ehemaliger fürstlicher Schlösser, die seit de«
Umsturz in den Besitz des Staates übergegangeu find. Sie
stammen meist aus jener Zeit , da für die deutschen Fürsten
der Hof Ludwigs XIV . und sein Versailles ihr Vorbild war ,
für das sie ungeheure Summen aus ihren geduldigen Unter¬
tanen herauspreßten . Das gewaltige Schloß in Mannheim ,
wohl eines der größten auf dem Kontinent , das einst der
Pfälzer Kurfürst Karl Theodor gebaut hat , als er die Residenz
dorthin verlegte, weil er die Heidelberger ärgern wollte, der
wundervolle Schloßgarten in Schwetzingen mit dem reizenden
Schloß, einst für eine fürstliche Mai treffe, auch eines Pfälzer »,
erbaut , das ganz herrliche Schloß zu Bruchsal, eine der schönsten
Schöpfungen des deutschen Rokoko, erbaut als Residenz der
Fürstbischöfe von Speyer , mit seinem in Deutschland einzig
dastehenden großartigen Treppenhaus und seinen glanzvollen
Deckengemälden in der Art des Tiepolo, die da- Vorbild der
Würzburger Residenz noch übcrtreffe «, ein Kunstwerk, da»
kaum gekannt ist, cm dem die meisten vorüberfahren , ohne
überhaupt davon zu wissen , überall tut hier staatliche Hilfe
dringend not, wenn nicht gang wertvoller Kulturbefitz ccklmäh-
lich verwahrlosen soll . Der Landtag hat in den letzten Wochen
diese Schlösser besucht und aus dem Augenschein ihres Zustan¬
des und der außerordentlichen Werke, um die es sich hier han¬
delt, den ernsten Willen gewonnen, soweit als die Kraft eS
erlaubt , zu helfen. Damit werden dann hoffentlich diese
Kunstschätze auch mehr in das Interesse der Allgemeinheit ge¬
rückt . Bereits ist übrigens das ehemalige Großherzogliche
Schloß in Karlsruhe für seinen neuen Zweck eines LandeS-
museuinS eingerichtet.

Es spricht für die Weitherzigkeit des republikanische« Staa¬
tes , und baß er besser ist als seine Gegner ihm, nachsagten» daß
neben all den vielen Pflichten finanzieller Art für die verschie¬
densten Bedürfnisse und trotz der grnndsStzliche « Trennung
von Staat und Kirche der badische Staatshaushalt wiederum
alS Beitrag zu den Bedürfnissen der Kirchen , die ja alle mit
einem großen Defizit arbeiten» einen Beitrag von über 1 )4 Mil¬
lionen Mark au sie enthält . Mächtiger als die Theorie ist eben
schließlich doch immer wieder die Wirklichkeit und die Not¬
wendigkeit des Lebens. Es ist ein gutes Zeichen für den demo¬
kratischen Staat und auch für die badische Sozialdemokratie ,
die an der Macht in ihm einen wesentlichen Anteil hat , daß
sie auch solchen Notwendigkeiten sich nicht verschließt."

Die Einkommensteuer vom
Arbeitslohn .

Das jetzt im „Reichsanzeiger" veröffentlichte Gesetz über
die Einkommensteuer vom Arbeitslohn, das eine vereinfachte
Besteuerung de» Arbeitslohnes bedeutet, ist von so großer
Wichtigkeit für die Mehrzahl der Steuerzahler , daß seine ge¬
naue Kenntnis für alle unerläßlich ist, zumal es sich in ihm
nicht nur um Verpflichtungen der Arbeitnehmer als Steuer¬
zahler handelt, sondern auch um scllch«, der sie beschäftigenden
Arbeitgeber . Wir geben deshalb in Ergänzung unserer frühe¬
ren Mitteilungen den wesentlichen Jrchalt des Gesetzes aus¬
führlich wieder.

Die neuen Bestimmungen treten laut Artikel I an die Stelle
§8 45 bis 58 der Einkommensteuergesetze von 1920 und 1921.

Als Arbeitslohn, auf den die vereinfachte Besteikerung An¬
wendung finden soll, gilt nach 8 45 der Gesamtbetrag der Ein¬
künfte, die in öffentlichem oder privatem Dienste beschäftigte
oder «»gestellte Personen aus dieser Beschäftigung oder An¬
stellung gleichviel unter welcher Bezeichnung oder in welcher
Form beziehen. Als Arbeitslohn gelten auch Wartegelder ,
Ruhegehälter , Witwen- und Waisenpensionen, Bezüge aus
der reichsgesetzlichen Angestellten-, Unfall-, Invaliden - und
Hinterbliebenenverficherung und andere Bezüge oder geld-
werte Vorteile für frühere Dienstleistung oder Berufs¬
tätigkeit. Zum Arbeitslöhne gehören nicht Entgelte für Lie¬
ferungen und sonstige Leistungen, die der Umsatzsteuer unter¬
liegen Der Reichsminister der Finanzen kann nähere
Bestimmungen über die Voraussetzungen erlassen, unter denen
ein Entgelt als Arbeitslohn anzusehen ist.

§ 46. Der Arbcitgeber hat vom Arbeitslohn einen Beirag
von zehn vom Hundert unter Berücksichtigungder im Absatz 2,
S vorgesehenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitneh -
mers einzubehalten.

Dieser Betrag ermäßigt sich:
1 . für den Steuerpflichtigen und für seine zu seiner HcM- a

Haltung zählende Ehefrau
u) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Stunde «

um je 0,10 Mark für je zwei angefangene oder volle,Stunden ,
d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Tage »!um je 0,40 Mark täglich,c) im Falle der Zahlung des ArbeitslcHneS nach Woche«um je 2,40 Mark wöchentlich
ck) im Falle de/: Zahlung des Arbeitslohns nach Mona«ten um je 10,00 Mark monatlichL für jedes zur Haushaltung deS Steuerpflichtigen zählend,
minderjährige Kind im Sinne des 8 17 Abs. 2
s.) im Falle der Zählung des Arbeitslohns nach Stunde «!um 0,15 Mark für je zwei angefangene öder vollssStunden » »
d ) im Falle der Zählung - es Arbeitslohns nach Lagenum 0,60 Mark täglich,e) im Falle der Zählung des Arbeitslohns nach Woche»um 3F0 Mark Wöchentlich
st) im Fälle der Zahlung d«S Arbeitskreis nach Monate »um 15,00 Mark monatlich

Kinder im Mer von mehr al » siebzehn Jahr «»»die Arbeitseinkommen beziehen- werden nicht ge¬rechnet. .8» zur Abgeltung - er nach tz 13 zulässigen Abzüge
a ) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Stunde »um 0,15 Mark für je zwei angefangene oder voll»Stunden ,
t») im Falle der Zahlung der Arbeitslohns nach Tagenum 0-80 Mark täglich
c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Wochenum 3,60 Mark wöchentlich,
ck) im Falle der Zählung des Arbeitslohns nach Monate »um 16,00 Mark monatlich;

auf Antrag ist eine Erhöhung dieser Beträge zuzu¬lassen, wenn der Steuerpflichtige nachweist, daß di«ihm zustehenden Abzüge im Sinne des 8 13 dek Be¬trag von 1800 Mark um mindestens 160 Mark über »",steigen , über den Antrag entscheidet das Finanzamt . !Stehen Abzüge in wirtschaftlichem Zusammenharm«mit anderem Einkommen als Arbeitslohn, so sind siezunächst von dem anderen Einkommen abzusetzen;nur insoweit diese Abzüge das arwere Einkomme«übersteigen , sind sie in die Abgeltung des Absatzes 1einbegriffen .
Für die nach Abs . 2 Nr. 1 , 2 ähzusetzenden Beträge ist derFamilienstand des Arbeitnehmers am ersten Oktober de»dorangegangenen Jahres für ein Kalenderjahr maßgebendDer Reichsminister der Finanzen kann einen anderen Stichtagfestsehen.
Bezieht ein Steuerpflichtiger neben den laufenden Bezüge»sonstige, insbesondere einmalige Einnahmen (Tantiemen ,Gratifikationen usw.), so wir- der von diesen Einnahmen ein.zubehaltende Betrüg von zäbn vom Hundert ohne Berückfich -tigung der im Abs . 2 vorgMhenen Beträge abgezogen .DLeustaufwaudSentfchäbigungrn im Sinne des 8 34 Abs . 1bis ,3 bleiben bei Feststellung des einzubehaltenden Betrag »außer Ansatz .
Läßt sich bei vorübergehender Arbeit im Akkord die ArbeitS.zeit nicht .seststellen, so kann an Stelle der Ermäßigungennach Abs . 2 eine feste Ermäßigung von vier vom Hundert de»Arbeitslohns treten .
Der .einzubehaltende Betrag ist auf zehn Pfennig nach un¬ten abzurunden .
8 47 . Die im 8 46 Abs. 2 Nr. 2 vorgesehene Ermäßigungist auf Antrag auch für mittellose Angehörige zu gewähren,die von . dem Steuerpflichtigen unterhalten werden. Über denAntrag entscheidet das Finanzamt .
8 48. Übersteigt das gesamte steuerbar« Einkommen nicht24 000 M . und besteht es entweder aus Arbeitslohn, der gemäß8 46 dem Steuerabzug unterliegt , oder aus solchem ArbeitS-lohn und aus sonstigem Einkommen bis zu 600 M ., so bedarfes einer Veranlagung nicht ; die Steuer gilt als getilgt , wenndie nach 8 46 einbehaltenen Beträge gemäß 8 51 vorschrifts¬mäßig verwendet oder abgesührt sind.
Übersteigt das gesamte .steuerbare Einkommen nicht 24 000Mark und besteht es außer ans Arbeitslohn und sonstigemEinkommen über 600 M., so wird nur das sonstige Einkom¬men veranlagt . HieÄei dürfen Abzüge nach 8 46 Abs. 1 , 2nur noch insofern dorgenommen werden als sie bei der Einbe¬

haltung gemäß 8 46 nicht berücksichtigt worden sind.
Übersteigt das gesamte steuerbare Einkommen 24 000 M -, so

finden die,allgemeinen Vorschriften mit der Maßgabe Anwen.
düng , daß der Steuerpflichtige auf die Steuerschuld im Sinne
der 88 29. 30 nur den Betrag zu entrichten hat, um den diese
Steuerschuld den auf den Arbeitslohn einbehaltenen und vor¬
schriftsmäßig verwendeten Betrag übersteigt. Insoweit dieser
Betrag über die endgültige Steuerschuld hinausgeht , ist er nachder eiwgültigen Veranlagung in bar zu erstatten.

8 48 a . Fällt infolge Änderung der Erwerbsv.erhältnisse
voraussichtlich für den Rest des Kalenderjahres der Bezug voll
Arbeitslohn weg, so kann nach näherer Anordnung des Reichs-
Ministers der Finanzen die vorläufige Steuerschuld für das
entsprechende Rechnungsjahr nach dem mutmaßlichen Jahres ,
betrage des für das Rechnungsjahr steuerbaren Einkommen»
festgesetzt werden.

8 49. Steuerpflichtige , deren gesamtes steuerbares Einkom¬
men 24 000 M . nicht übersteigt, können Brranla -uns zur Ein¬
kommensteuer beantragen :

» »1. wenn bei Zugrundelegung der Vorschrift des 8 1" (die all¬
gemeinen Bestimmungen über die Abzüge ) die nach dieser
Vorschrift zulässigen Ermäßigungen den Betrag von 270»
Mark übersteigen und nicht schon gemäß 8 46 Abs. »



Rr . 9 berücksichtigt find, es sei denn, daß der Unter -
. schied zwischen dem einbehaltenen Betrag und dem auf

Veranlagung zu erhebenden Betrag nicht mehr als 16 M.
beträgt ;

2. wenn die Voraussetzungen des § 26 Ms . 4 oder des S 44
(Teilweise Steuererhebung und Anrechnung der Kapital -
eriragsfteuer ) vorliegen ;

3. wenn die nach 8 26 Abs. 1, 2 (Steuerermäßigung für jede
Haushaltsperson ), 8 47 zulässigen Ermäßigungen bei den
einbebaltenen Beträgen nicht voll berücksichtigt sind .

Sind einem Steuerpflichtigen , dessen gesamtes steuerbares
Einkommen 24 000 M . nicht übersteigt, infolge teilweiser Er¬
werbslosigkeit die nach 8 40 Abs . 2, Ziffer 1, 2 und 3 zuläs¬
sigen Ermäßigungen nicht voll in Anrechnung gebracht wor¬
den, oder sind die Voraussetzungen für die Anwendung des
8 26 Abs . 4 gegeben, so sind ihm diese Beträge insoweit auf
Antrag in bar zu erstatten .

Anträge auf Grund des Abs . 1 sind mit einer Einkommen,
penererklärung zu verbinden und innerhalb der Frist für die
Abgabe dieser Erklärungen zu stellen ; 8 68 der Reichsab¬
gabenordnung gilt entsprechend. Auf die veranlagte Einkom¬
mensteuer wird der vom Arbeitgeber einbehaltene und vor¬
schriftsmäßig verwendete Betrag ungerechnet. Der anrech-
nungsfähige Betrag wird bar erstattet , soweit er den Betrag
der Einkommensteuer übersteigt oder Einkommensteuer nicht
zu entrichten ist.

8 60. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, sich vor Beginn
eines jeden Kalenderjahres oder vor Beginn eines Dienstver¬
hältnisses von der Gemeindebehörde seines Wohnortes ein
Steuerbuch ausstellen zu lassen .
- Weist der ^ irbeitnehmer vor Ablauf des ersten Kalender -
Vierteljahres nach, daß die Zahl der Personen , für die der
Abzug am Arbeitslohn sich gemäß 8 46 Abs . 1 Ziffer 1 und
8 47 ermäßigt , um wenigstens 2 größer ist, als im
Steuerbuch angegeben, so hat die Gemeindebehörde auf seinen
Antrag diese Tatsache .im Steuerbuche zu vermerken. In die¬
sem Falle tritt die Ermäßigung für die neu hinzugekommenen
Personen bei der ersten Lohnzahlung im zweiten Kalender -
Vierteljahr in Kraft .

8 61 . Bei jeder Lohn- oder Gehaltszahlung hat der Arbeit¬
nehmer sein Steuerbuch dem Arbeitgeber vorzulege« . Dieser
hat in Höhe j>es einbehaltenen Betrages Steuermarlen in das
Steuerbuch einzukleben und zu entwerten .

Der Reichsminister der Finanzen kann ein vom Abs . 1 ab¬
weichendes Verfahren anordnen und insbesondere bestimmen,
daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und die
Einzahlung des vom Arbeitslohn einbehaltenen Betrags durch
den Arbeitgeber unmittelbar bei der Finanzkasse erfolgt.

8 -62. Der Arbeitgeber haftet dem Reiche für die Einbehal¬
tung und Entrichtung der in den 88 46 , 47 bestimmten Be-
träge neben dem Arbeitnehmer als Gesamtschuldner.

Me Haftung des Arbeitnehmers beschränkt sich auf die
Fälle , in denen

1 . der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorschriftsmäßig
gekürzt erhalten hat ;

2. der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vor¬
schriftsmäßig verwendet hat und dem Arbeitnehmer dies
bekannt ist ; in diesem Falle erlischt die Haftung , wen »
der Arbeitnehmer dem Finanzamt von dieser Kenntnis
unverzüglich Mitteilung macht .

8 62 a . Ob und inwieweit im Einzelfalle die Vorschriften
der §8 45 bis 47 , 50 und 61 , anzuwenden sind , entscheidet /ruf
Anrufen eines der Beteiligten das Finanzamt . Gegen die
Entscheidung des Finanzamts ist nur die Beschwerde an dgS
Landesfinanzamt zulässig.

8 52 b . Soweit nach gesetzlicher Vorschrift die Veranlagung
zinc Einkommensteuer als Grundlage für Besteuerungsrechte
Von Körperschaften des öffentlichen Rechts zugelassen ist und
die auf den Arbeitslohn entfallende Einkommensteuer nach
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht veranlagt wird , »eiten
die nach 8 46 einbehaltenen und gemäß 8 61 vorschriftsmäßig
verwendeten oder abgeführten Beträge als veranlagt .

8 52c . D>.", Träger der Reichsversicherung haben den Finanz -
behörden jede zur Durchführung der Vorschriften der § 45 bis
62 und der den Finanzämtern obliegenden Prüfung und Auf¬
sicht dieit t ' iche Hilfe zu leisten. Insoweit findet 8 142 der
Reichsversicherungsordnung keine Anwendung .

8 52 6 . Die zur Durchführung der Vorschriften der 88 46
bis 52 c erforderlichen Anordnungen trifft der Reichsminister
der Finanzen . (Im übrigen enthält dieser Paragraph for¬
melle Vorschriften.)

Durch Artikel II wird das Gesetz zur ergänzenden Regelung
des Steuerabzugs vom Arbeitslöhne vom 21 . Juli 1920 auf¬
gehoben.

Nach Artikel III treten die Ermäßigungen des einzubehal -
tenden Betrags gemäß 8 46 Abs . 2 Nr . 3 bei jeder Lohnzah¬
lung ein, die nach dem 31. Juli 1921 erfolgt ; wo Abzüge im
Sinne des 8 43 (Werbungskosten und sonstige abzugsfähige
Aufwendungen ) nicht schon beim Steuerabzug in der Zeit vom
1 . April bis 31 . Juli 1921 berücksichtigt sind , erhöhen sich zum
Ausgleich dieser Abzüge die im 8 46 Abs . 2 Nr . 3 vorgesehe¬

nen Ermäßigungen für den in der Zeit vom 1. August bis
31. Oktober 1921 gezahlten «nid bi» zu» 31. Oktober 19S1
fällig gewordene« Arbeitslohn

» ) im Falle der Zahlung LeS Arbeitslohnes nach Stunden
aus 0,40 Mark für je zwei angefangene «der voll«
Stunden ,

d) im Falle der Zahlung -es Arbeitslohns nach Lagen auf
1,40 M . täglich,

c) im Falle der ZaPung des Arbeitslohnes nach Wochen
auf 8,40 M . wöchentlich ,

6) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Monaten
auf 35 M . monatlich.

Wenn das gesamte steuerbare Einkommen 24 000 M . nicht
übersteigt, so gilt die Einkommensteuer vom Arbeitslohn für
die Zeit vom 1 . April 1921 bis zum Inkrafttreten dieses Ge¬
setzes durch den für diese Zeit vorschriftsmäßig bewirkten
Steuerabzug als getilgt. Bei höheren Einkommen werden auf
die endgültige Einkommensteuer für 1921 die vom 1 . April
1921 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom Arbeitslohn ein»
behaltenen und vorschriftsmäßig verwandten Beträge ange¬
rechnet.

Schließlich wird durch Artikel IV festgesetzt , daß die Vor¬
schriften des Artikels v Nr . 3 und 4 mit Wirkung vom 1 . April
1920, die Vorschriften von Artikel KI mit Wirkung vom
1 . April 1921 in Kraft treten , und im übrigen der ReichS-
finanzminifter das Jnkraftreten des Gesetzes bestimmt.

Deutsche und wirtschaftliche
Fragen Wöbmens.

Aus Prag wird der „Germania " geschrieben :
Die Deutschenverfolguug in Böhme« nimmt trotz aller Ver¬

sicherungen einer „friedlichen und gerechten Gesinnung " der
tschechischen Machthaber ihren Fortgang . So wird z. B . in
nächster Zeit eine große DKasse deutscher Eisenbahnangestellter
von der Zwangspensionierung bedroht, da sie nicht genügend
rasch die „Dienstsprache" , d . h . das Tschechische, erlernt haben.
Wie ein 40- bis öOjähriger Mann , der den ganzen Tag schwer
im Eisenbahndienst arbeitet , daneben noch eine so schwierige
Sprache rasch erlernen soll, das ist jedem Einsichtigen uner¬
findlich — aber der Zweck dieser Maßregel ist ja eben die Hin .
ausstoßung der deutschen Elemente und die Freimachung der
Plätze für die sehr zahlreichen tschechischen Anwärter .

Ein anderer Gewaltakt ist folgender : Eine deutsche Firma
bestellte beim Postscheckamt an Stelle der ihr gelieferten ein-
sprachisch-tschechischen Drucksorten doppelsprachische (d . h. auch
deutsche ), wie sie in den Vorschriften vorgesehen sind . Me Ant .
Wort ist folgende: Zweisprachige Drucksorten find nicht vor¬
handen ", im übrigen wird aber der Firma das Konto gekün¬
digt. Sie erzielt schließlich die Aufnahme eines neuen Kon¬
tos, muß aber die neue Kontonummer auf allen ihren Druck¬
sachen, Briefkopf':» usw . neu anbringen , was mit Kosten und
Unbequemlichkeiten verbunden ist. Schließlich wird dann der
deutsche Geschäftsmann mürbe und versendet tschechische Druck¬
sorten.

Die wirtschaftliche Krise und in ihrer Folge die soziale hat
in der letzten Zeit unheimliche Fortschritte gemacht. Zwar
weist das Mtrsorgeministerium aus , daß die Zahl jener , die
Arbeitslosenunterstützung beziehen , im März noch 41000 be¬
trug und im Mai auf 30 000 gefallen ist. In Wirklichkeit ist
die Sache aber so, daß infolge der staatlichen Hilfsaktion zur
Bekämpfung der Wohnungsnot die Zahl der Arbeitslosen des
Baugewerbes stark zurückgegangen ist, während sie in der
Textilindustrie und in den Metall verarbeitenden Industrien
stark gestiegen ist . In der Eisenindustrie ist die Absatzstockung
eine so hartnäckige, daß die Eisenwerke in einer Denkschrift
der Regierung mitteilen mußten , daß wesentliche Ein .
schrankungen der Betriebe notwendig seien und demgemäß
Bibeiterentlaffungen in einschneidendem Umfange zu erwar¬
ten find . Im Ostran -Karwiner Kohlenrevier sind die Halden
schon so hoch mit Kohle angefüllt , daß Selbstentzündungen in
größerem Umfang« vorpekommen sind . Dabei wollen aber die
Arbeiter noch Lohnerhöh » gen, und ein offener Lohnkampf
konnte bisher nur schwer vermieden werden. Schließlich wird
er aber doch kommen. Damit könnten nur allzuleicht allge¬
nieine Kämpfe um Lohn- und Arbeitsbedingungen etygeleitet
werden, da auch in anderen Industriezweigen die Stimmung
der Arbeiterschaft sehr gereizt ist .

Jeder Beobachter, der die Verhältnisse in Böhmen mit jenen
in Deutschland vergleicht, kommt zu dem Schlüsse, daß die
Arbeiter in Böhmen noch weit höhere Ansprüche stellen als in
Deutschland und dabei weniger leistungsfähig sind . Die Folge
ist die ganz außerordentliche Überlegenheit der deutschen In .
dustrie. So können z. B . gewisse Bestandteile von Maschinen,wie Ventile, Schmierbüchsen und ähnliches aus Deutschland in

Messing etwa zu einem Preise gekauft werden , zu dem die

Industrie in Böhmen denselben Gegenstand nur in Eisen molk
geführt zu liefern vermag . Gewisse Automobile find au»
D « »tschland mit Bereifung zu demselben Preis zu haben, zudem sie in Böhmen ohne Gummi geliefert werden . Sicherlich
werden die neuen Steuern , die infolge der Wiedergutmachungim Deutschen Reiche notwendig sein werden , die dortige Jndu -
strie schwer belasten, aber zurzeit ist die Industrie der Tscheche,
slowakei nicht einmal in ihrem eigenen Lande , also hinter¬
hohen Zollmauern , wettbewerbsfähig, und natürlich noch viel
weniger im Auslande .

Wohin diese Nachgiebigkeit gegenüber auch den unberechtig-
sten Ansprüchen der Arbeiterschaft führen soll, ist unabsehbar.
Der demagogische Wettbewerb unter den einzelnen Parteien
steigert nicht nur die Ansprüche ins Maßlose , sondern
macht vor allem jedwede ernste Arbeitsdisziplin unmöglich.
Me Tschechoslowakei hat eine Art geheimen Bolschewismus
tm Leibe, der in der» Werkstätten der Fabriken unter der Asch«
glimmt . In der tschechischen Arbeiterschaft hat sich eben de«
Glaube festgesetzt, in der Republik gibt es kerne Autorität der
Betriebsleitung mehr, sondern es herrscht nur „ Freiheit "

. ES
ist heute nicht abzusehen, wohin "das führen wird . Manche
tschechische Politiker , die diese Mnge in ihrem vollen Ernst «
sehen , sprachen offen von der Notwendigkeit, einmal die „starke
Hand " zu zeigen. Da man des Militärs , soweit es sich au»
landwirtschaftlichen Kreisen rekrutiert , ziemlich sicher ist, wird '
man vielleicht einmal mit Pulver und Met eingreifen . Danq
aber werden die Schwierigkeiten immer noch größer werden^
da man mit der Gewalt allein eine falsche Jveenwelt nicht
beseitigen kann. Erst wenn der tschechische Politiker aufhören
wird , Demagogie zu treiben , erst dann ist eine wirkliche Ge-
sundung der sozialen Verhältnisse möglich .

In der deutschen Gesandtschaft in Prag steht ein Wechsel
bevor. Professor Sänger tritt ins Auswärtige Amt und ein
früherer sächsischer diplomatischer Beamter soll seine Stell »
in Prag übernehmen . Wir halten uns des Verdachtes, unter
tschechischem Einfluß zu stehen, wirklich frei unv möchten eben
deshalb mit Nachdruck betonen , daß auch der künftige deutsch«
amtliche Vertreter in Prag nichts anderes machen kann, an»
der bisherige , nämlich streng korrekte Beziehungen unterhalten .
Eine andere Haltung kann der offizielle Vertreter einfach nicht
einnehmen, da er sonst alsbald bei der tschechischen Öffentlich¬
keit und bei der Prager Regierung in einer Weise anstohe«
würde , daß er seine Aufgabe nicht mehr zu erfüllen vermag.
— Gewiß muß Deutschböhmen und das in das tschechischeReich
einverleibte Schlesien und deutsche Nordmähren wissen , daß
der große deutsche Bruder der unter das tschechische Joch Ge¬
beugten nicht vergißt . Aber der Gesandte muß sich von jede«
derartigen Aktion sorgfältig fernhalten , sonst kommt er in ein«
unhaltbare Lage. Das mögen sich gewisse alldeutsche Kreis«
gesagt sein lassen, die anscheinend noch imnr »r die Lebren de»
Krieges noch nicht begriffen haben.

Ikommunalpolit. Ikundsckau .
Dir TuberkulosesteMichkeit im Reich, in den Staaten vnds

Städten während der Kriegsjahre 1914 bis 1918.
Von Dr . Schoppen, Düsseldorf.

Von ausschlaggebender Bedeutung auf die Ausbreitung de«
Tuberkulose sind neben anderem vor allem die Wohnverhält¬
nisse und der Stand der Lebenshaltung . Ungünstige Wohnver¬
hältnisse, beä denen die einfachsten hygienischenGrundsätze nicht
genügend Beachtung finden können, wodurch die Ansteckungsu
geftchr in besonderem Maße vergrößert wird, sowie mangele
haste Ernährung , durch die die Widerstandsfähigkeit stark her«
abgemindert wird, sind der Ausbreitung der Tuberkulose noch)
immer günstig gewesen.

Di« gegen Ende des vorigen Jahrhunderts in Deutschlands
begonnene systematische Bekämpfung der Tuberkulosesterblich¬
keit, die sich nicht zuletzt auch auf «ine organisierte WohnungS»
anfficht erstreckte , ist seit der Jahrhundertwende bis zum
Kriegsausbruch außerordentlich erfolgreich gewesen. Denn
starben in Deutschland (ohne Elsaß -Lothringen und Mecklen¬
burg ) im Jahre 1896 noch mehr als 123 000 Personen an>.
Tuberkulose, so waren es im hetzten Friedensjahre , trotz de«
Zunahme der Bevölkerung, doch 38000 weniger , nämlich nur ;
noch rund 96 000 Personen , die der Tuberkulose zum Opfer
fielen . M « Tuberkulosesterblichkeit ging damit von 25 auf
16 Pro 10 060 der Lebenden zurück .

Aber schon in den ersten Kriegsjahren , in denen sich bereiÄ
Notstände mancherlei Art zeigten, hat die Tuberkulosesterbli «̂
keil im allgemeinen in Deutschland wieder -«genommen. I «
länger der Krieg dauerte , in um so höherem Maße breitete sich
auch die Tuberkulose aus . Das verheerende Umsichgreifen seitdem Jahre 1916 - steht in engem Zusammenhänge mit der
immer mangelhafter werdenden Ernährung weitester Bevölke .
rungskreise . Und wie innig dieser Zusammenhang war , da»

L . T . N . Dokkmann.
Von Will Scheller .

Die Eigenart deutscher Literaturgeschichtsschreibung hat eS
zur Folge gehabt, daß über besondere Erscheinungen die denk¬
bar schiefsten Anschauungen sogenanntes Wildungsgut gewor¬
den sind . Weit lmvon entfernt , in die Tiefe zu dringen ,
haben sich die zünftigen Historiker des Schrifttums damit be¬
gnügt , nach irgendwelchen äußerlichen Einzelheiten Urteile zu
formen , deren Anwendung auf das Ganze naturgemäß zu
einer höchst unzulänglichen Erkenntnis des Wesens führen
müßte . E . T . Ä . Hoffman«! ist ein bezeichnendes Beispiel.
Er gilt den meisten als „Gefpenster -Hoffmann " und nichts
mehr , obgleich eben die Gespenstergeschichtennur einen Bruch¬
teil seines Schaffens darstellen und für sich allein nicht ge¬
eignet sind , eine vollwertige Beurteilung der ganzen Persön¬
lichkeit ihres Verfassers zu begründen . Diese Einseitigkett
literarisch-historischer Darstellung ist nun ihrerseits wieder Ur¬
sache einer zeitweisen Verpünung des Dichters gewesen, dem
die Bevorzugung dunkler Farben und - absonderlicher Motive
als Entartung vorgerechnet wurde, als eine Eigenschaft, die
ihn zur Vertretung deutschen Geistes ungeeignet erscheinen
kaffe.

Zum Glück liegt es in den Gesetzen der Weltordnung be-
gründet , daß üliertreibungen und Verkehrtheiten ihrer Rück¬
wirkung nicht entgehen können. So haben Carl Georg
von Maaßen und HanS von Müller ihre Lebens¬
arbeit in überaus fruchtbarer und erfolgreicher Weise der Er¬
forschung und öffentlichen Klarlegung des Höffmannschen Le¬
bens und Schaffens gewidmet. Maahens leider noch un¬
vollendete MonumentalauSgabe der sämtlichen Werke
E . T . A. HoffmannS und Müllers zahlreiche Einzelaus -
gaben und Sonderschriften find unverjährbare Merkzeichen
oieser ebenso mühevollen! wie dankenswerten Tätigkeit . Es
ist allerdings nicht zu verkennen, daß trotzdem die breite Masse
der deutschen Lesowelt von ihrem Vorurteil noch keineswegs
abgekommen ist und sich von E . T . A. HoffmannS Wesen nach
Wie vor ein sehr unvollkommenes Bild zu machen liebt.

So Hai ein Werk volle Daseinsberechtigung , das schon in
seinem -Umfang mit Gewichtigkeit auftritt und vermöge seines
Inhalts geeignet ist, mit großer Kraft an jenen Mauern zurütteln , ja , sie zu zerbrechen, die nicht in erster Linie Klatsch
und zweifelhafte Anekdoten, sondern vor allem eine seichte
Geschichtsschreibung um die Gestalt eines bedeutenden Deut¬
schen getürmt hat : «E . T . A . Hoffmann , das Leben eines
Künstlers ", dargestellt von Walter Harich (Erich Reiß,
Verlag , Berlin , 2 Bände , 86 M .) .

Dieses Werk stellt sich dar als die Krönung des langjäh¬
rigen , opfervollen Mühen », das durch die Namen Hans von
Müller und Carl Georg von Maaßen gekennzeichnet wird .
Ohne die Vorarbeiten dieser Männer , die das geistige, den
Begriff „Hoffmann " umwuchernde Unkraut erst ausgerottet
haben, wäre das reine Bild nicht möglich geworden , das zu
zeichnen, Walter Harich gelungen ist. Meses Bild hat aller¬
dings recht wenig Ähnlichkeit mit dem, welches die schul-
mcchige Literaturgeschichte bietet und dem deutschen Volk , so-
weit es dergleichen liest, mit Erfolg eingetrichtert hat . Harichs
Hoffmann ist nicht ein literarischer Nekromanl , der Gespenster¬
geschichten schrieb, um seine Zeitgenossen das Gruseln zu
lehren , sondern ein künstlerischer Mensch von
größtem seelischem Ausmaß und zerrissen von der
Tragik , die das lang vergebliche und nur selten sieghafte
Ringen um den rechten Ausdruck heiß erlebter Lebensmächteüber ihn verhängt hat .

Als eiN- echter Philologe allen Einzelheiten zähe nach¬
spürend , übersieht Harich nichts, was zur echten Färbungund Schattierung seines Gemäldes beitragen kann. DiesesGemälde , dieses Bildnis hat, wie gesagt, nur wenig von
dem» was bei den traditionellen Hoffmannporträts die Haupt¬
sache bedeutet . Gerade die Gespenstergeschichtenwerden einer
scharfen ästhetischen Kritik unterworfen und vielfach in über¬
zeugender Weise als Prrbukte bewußter Unterhaltungsschrift ,
stellerei erklärt . Ob Harich hierbei nicht doch zuweilen über
das Ziel hinausschietzt, sei dahingestellt. Es wird dadurch
auch nichts wesentliches an den entscheidenden Ergebnissen de»
Werkes geändert . Diese bestehen in der Erfassung des Ph ^

nomenS Hoffmann als einer Gesamterscheinung , innerhalb '
deren die schöpferischen Strömungen auf Grund einer Ar»
von dämonischer Besessenheit zunächst bald nach dieser, bald
nach jener Richtung sich bewegen mußten , bald nämlich nachder Äußerung in Farben , bald nach der in Tönen , bis sie sich
mehr und mehr derjenigen in Worten zuwenden konnten . Und
di« Tragödie HoffmannS liegt besonders darin , daß!
seine körperliche Kraft verzehrt war , als die geistige Be¬
freiung vom inneren Wirrsal winkte. Bei der Lektüre diese«
Lebensbeschreibung erscheint es auch begreiflich daß der Dich¬
ter in „künstlichen Paradiesen "

schwelgte , um sich über di«
Erdenlast »zeitweilig hinauszuschwingen . Und zu den wenige«
glücklichen Stunden seines Lebens gehörten deshalb in erste«:Linie diejenigen , die er mit seinem einzigen kongeniale«
Freunde , dem großen Schauspieler Devrient , im Luttersche« ,Keller zu Berlin schwärmend verbrachte.

Die Sehnsüchte HoffmannS unterlagen ihrem grellen Miß¬
verhältnis zu dem, was die greifbare Wirklichkeit an Er¬
füllungen bot. Hieraus erklären sich die Dissonanzen iu
seinem Schaffen sowohl , wie die Höhen, die er erreicht hat.Wie Kreislers Gestalt als der beste Schlüssel zur Enträtse¬
lung der Höffmannschen Einzigart erscheinen muß , so iU
sie auch in ihren verschiedenen Verlautbarungen , insbeson¬
dere aber im „Kater Murr " ein Gebilde von weltliterarische «
Bedeutung , an den in der Tat alle übrigen Schöpfungen de»
Dichters zu messen sind .

Wer E . T . A. Hoffmann liebt — und wer ihn liebt , liebt
ihn mit Leidenschaft —, wird Harichs Biographie unzähligen ,
unwägbaren Genuß verdanken, auch dann , wenn er sich ein¬
zelnen Urteilen nicht anschließen mag . Niemand aber , de»
Geist hat , wird sich dem mächtigen Eindruck dieses Werkes ver¬
schließen können, das künstlerischer Empfängnis entsprossen»
oas ursprünglich geschaute Bild mit wissenschaftlicher Sorg¬
falt auSarbeitet , und so zu einem literarischen Gipfel hinauf¬
führt , von dem herab «S neben Len wichtigsten geistigen Er¬
scheinungen der Gegenwart auf die Verworrenheit dts Zeit
alters in erhabener Vollendung zu wirke » bestimmt ist



« « schon daraus hervor. Hatz nach angcsteSten Untersnchun-.
^ d«s RationalAonomen ». Wassermann ;edesmal, wem»
lLalae - es qinaetretenen Mangels ein weiteres wichtiges
« ahAngSmittel in die Zwangswirtschaft ^ bezogen werden
letzte die Tuberkulosesterblichkeit etwa em halbes Jahr spater
Lck dieser Einbeziehung «ine merkliche Zunahme erfahren

So ist denn die Zahl der an Tuberkulose Gestorbenen ,
Le im Reich im Jahre ISIS rund 100 MO betrug , im Lause
t - r letzten drei KriegAjahre auf über 147 OM gestiegen.

MhiMH war natürlich auch die Entwicklung in den zum Reich
—börenden Einzelstaaten . Allerdings hat hier , wie eine Ver .
- ffentlichung in . Wirtschaft und Statistik "

(Mai 1SS1) zeigt,
die Zahl der Sterbefälle in Staaten rnit einer schon in Frie¬
denszeiten an und für sich hohen Tuberkuloseisterblichkeitnur
jn geringem Matze Angenommen (beispielsweise in Bayern
« rd Baden ) , während dort , wo früher der Tuberkulose nur
verhältnismäßig weniger Personen zum Opfer Helen, die
Sterbezahlen beträchtlich in die Hohe gegangen find. So in
Preutzen von 67 OM im, Jahre 1913 auf 98 OM im Jahre 1918 ,
Was einer Zunahme »In 72 Prozent entspricht, während die
tzn Reich nur 66 Prozent ausmacht ; oder in Sachsen, wo 1916
« st 12000 Gestorbenen fast die doppelte Zahl von Personen
her Tuberkulose erlegen ist als 1913 . Preutzen hat natürlich
als gröhter Bundesstaat auch den höchsten Anteil an den im
Reich an Tuberkulose Gestorbenen von Jahr zu Jahr gestellt.
Entfielen jedoch 1913 bis 1914 nur rund M Prozent auf Preu .
tzen, so waren es schon 1916 mehr als 66 Prozent ; ein Satz ,
»er sich auch in den beiden folgenden Kriegsjahren nur unwe-
ßemlich geändert hat.

Die Sterblichkeitszisser (das ist die Zahl der Gestorbenen
auf 10 0M Lebende) ist im Reiche ununterbrochen seit 1913
von Jahr zu Jahr gestiegen; und zwar von 16 auf 23 . In
Preutzen und Sachsen war das gleiche der Fall ; in Preutzen
von 14 auf 23 und in Sachsen von 13 auf 24 . Staaten mit
verhältnismäßig hoher Tuberkulosesterblichkeit zeigten nicht im
Jahre 1913 die niedrigsten Sterblichkeitsziffern , sondern erst
im ersten Kriegsjahre ; so Bayern mit 18, Baden mit 17 und
Hessen mit 16. Allerdings war der Rückgang von 1913 auf
14 verhältnismäßig nur gering ; für Bayern z . B . von 17,7
auf 17,4 und für Hessen von 16,6 auf 16A

Besonders verheerend hat nun aber in den Kriegsjahren
die Tuberkulose dort gewirkt, wo große Menschenmaffe» dicht
beieinander wohnen. Die Sterblichkeit in großen Städten und
Industriezentren ist vereinzelt bis auf das fünffache von 1914
« stiegen . Glücklicherweise handelt es sich hierbei nur um
UuSnahmefälle. Und doch hat sich in Gemeinden mit 15 OM
and mehr Einwohnern die Zahl der Sterbefälle an Tuberkulose
von 40 OM im Jahre 1913 auf 78 000 im Jahre 1918 erhöht.
Das entspricht rechnungsmäßig ohne Berücksichtigung der hier¬
für in Frage kommenden Bevölkerungszahlen einer Zunahme
Von rund 88 Prozent . Bei Berücksichtigung der Lebenden
starben hier an Dckerkulose im letzten Friedensjahr rund 16
Von 10000 Lebenden, im Jahre 1918 waren es dagegen 29.
Wie bereits eine Gegenüberstellung dieser Ziffern mit denen
des Reiches zeigt, mutz in den Städten die Tuberkülofefterb -
ßichkeit in höherem Matze zugenommen haben , als in länd¬
lichen Gemeinden . Im Reich starben von 10 MO Lebenden
im Jahre 1918 nur 8 Personen mehr an Tuberkulose als im
Jahre 1918, in den Städten waren es dagegen 13.Mit dem Jahre 1S18 scheint jedoch der Höhepunkt der Tuber ,
kulosesterblichkeit erreicht zu sein . Soweit für größere Gebiete
die statistischen Zusammenstellungen schon vorliegen , bringt
bereits das Jahr 1919 ein leises Abschwellen , das sich jedoch
im Jahre 1920 erheblich bemerkbar macht. So ist die Tuber -
kulososterblichkeit für Preutzen von 23,0 aus 21,6 pro 10 000 im
Jahre 1919 zurückgegangen und für die genannten Städte
von 28,7 auf 18,4 pro 10 OM im Jahre 1SS0. Ob der Rückgang
jedoch auf einer wirklichen Mindergefährduny beruht oder in
der Hauptsache darauf zurückzuführen ist, daß eben in der
Kriegszeit mit ihren den Organismus schwächenden Ernäh¬
rungsverhältnissen nur mehr Tuberkulosekranke, die sich be¬
reits im fortgeschrittenen Stadium befanden , abgestorben find,das mutz die Zukunft lehren . (Vergl . auch den Artikel von
Dr , Ehrler über die Tuberkulosesterblichkeit in Baden . Red.)

Politische Neuigkeiten .
Die Latente und Gberscklesien .

Paris , 27 . Juli . Nach der Morgenpresse hat Ministerpräst -
dent Briand dem französischen Botschafter in London erneut
Weisungen erteilt , bei der britischen Regierung auf die un¬
bedingte Notwendigkeit hinzuweisen, die Sicherheit der ftan -
züsischen Truppen in Oberschlesien zu gewährleisten. Wie der
. Matin " mitteilt , soll sich Graf Saint Aulaire sich der Be¬
weisgründe bedient haben, welche die letzten Berichte auK Op¬
peln enthielten . Das Wichtigste ist, daß die Verstärkungen
in dem Augenblick zur Stelle sind, in dem die Entscheidung
des Obersten Rates den Beteiligten bekanntgegeben wird.
Wäre das nicht der Fall , dann könnten die französischen Ver¬
treter nicht ihre Aufgabe erfüllen . Sir würden gezwungen
fein, den Befehl an die Truppen zu erteilen, sich in gewisse«
Gegenden der Intervention zu enthalten .

Paris , 28. Juli . Gestern nachmittag hat der englische Ge¬
schäftsträger in Paris , Sir Mine Cheetham, mit Berthelot »
dem Generalsekretär des französischen Auswärtigen Amtes ,
«ine Unterredung gehabt über den englisch - italienische» Bor¬
schlag vom 6. März und 25 . Mai über sofortige Zuteilung von
Nord- und West-Schlesien an Deutschland u . von Südschlesien
rnit Pletz und Rybnik an Polen .

Berlin , 27 . Juli . Nach einer vom .Dziennik Gdanski " (Dan .
ziger Polenblatt ) wiedergegebenen Havasmeldung soll Gene¬
ral Höfer in einer '

Offiziersversammlung eine Rede gehalten
haben, in der u . a . folgendes sagte : Wenn der Oberste Rat in
Paris eine Entscheidung treffen wird , die im Gegensatz zu den
deutschen Interessen steht, so werde ich mit allen meinen Trup¬
pen in Oberschlesien «inmarschieren , die Franzosen vertreiben
und das Land von den Polen säubern . Oberschlefien, von
dem seinerzeit eine Bewegung ausgegangen ist , die zum Sturze
Napoleons führte , wird zum zweiten Male der Ausgangspunkt
nur Wiederherstellung der deutschen Ordnung und Wieder¬
herstellung der deutschen Macht werden. Auf diese Meldung
bezog sich die französische Aufzeichnung vom 16 . Juli und die
Antwortnote des Reichsministers Dr . Rosen . Höfer erklärt ,
daß diese Havasmeldung von Anfang bis zu Ende erfunden
ist. Höfer hat niemals eine derartige Rede gehalten.

^republikanische Lusammenarbeit .
Berlin , 26. Juli . Die „Sozialistische Korrespondenz" des

Abgeordneten Heilmann beschäftigt sich in einem Artikel mit
der Frage der Zusammjenarbeit zwischen SozialdemokratieAnd der bürgerliche« Linken zum Schutz und zunt Aushau der
republikanischen Bersirffung. Obwohl Heilmann auf dem
" men Flügel seiner Partei steht, bejaht er - och die MöglichkeitAnd Notwendigkeiteiner solchen gemeinsamen politischen Lime :

„Die Schaffung eines Blockes der Republikaner bedeutet
nicht die Preisgabe des Klassenkampfes. Wohl aber
ist es nötig und möglich , datz für den Augewblick so¬
wohl die sozialistische wie die bürgerliche Linke sich aus einer
Basis einigen, die beides stützt und rettet , sowohl die Republik
wie die bereits gelegten Fundamente für den sozialistischen
Aufbau . Zwischen der bürgerlichen und sozialistischen Linken
gibt eS nicht nur Dinge , die trennen , sondern auch Gemein -
santkrite« und zwar solche, die für beide Teile von der aller¬
größten Bedeutung find. Die Sozialdemrckraten wollen den
demokratischen Ausbau in der Verwaltung . Mt dem Abbau
des Systems Severing find die Demokraten , wenigstens ein
beträchtlicher Teil der Demokraten , nicht einverstanden . Wenn
erst einmal der Bann der Phrase , daß Sozialisten und Bürger ,
liche sich nicht zusammentun dürfen , um ein gewisses Opti¬
mum an politischem und sozialem Fortschritt zu erreichen,
gebrochen ist. wird sich zeigen, - ah zwischen der bürgerlichen
und sitzialistiühen Linken noch viel mehr Gemeinsames be¬
steht, mit dessen Hilfe die nächsten Probleme gelöst werden
können."

Luviel bezahlte Einkommensteuer .
Berlin » 26. Juli . Durch das Einkommensteuergesetz vom

24 . März 1921 ist in sehr vielen Fällen eine Erleichterungder Steuerpflicht gegenüber den früheren Bestimmungen ent¬
standen. Daher kommt es, datz Steuerzahler , denen rm Jahre
1920 die volle« Steuerabzüge vom Lohn und Gehalt gämchi
worden find, mehr, zum Teil erheblich mehr an Steuern be¬
zahlt haben, als sie zu zahlen verpflichtet find. Diese Steuer¬
beträge müsse « natürlich zurückbrzahlt werden . Nachdem jetzt
vier Monate seit Beginn des neuen Steuerjahres verflossen
find, macht sich eine gewisse Unruhe bemerkbar , weil die zuviel bezahlten Steuerbeträge noch nicht zurückbezahlt sind . Des¬
halb haben die demokratischen Abgeordneten Erkelenz und
Ziegler an die Reichsrogierung nachstehende Anfrage gerichtet :
«Zehntausend « Arbeitnehmer haben aus Grund - er schon vor
dem 1 . April 1921 geltend gewesenen Bestimmungen über den
Steuerabzug vom Arbeitslohn erheblich mehr Einkommen¬
steuer bezahlt, als sie zu zahlen verpflichtet waren . In keinem
Falle hat bisher eine Zurückzahlung stattgefunden . Ist die
Regierung bereit , die Finanzämter anzuweisen , datz eine Zu¬
rückzahlung beschleunigt erfolgt ? "

Kurze polit. Nachrichten.
Berlin , 27 . Juli . Wie die Blätter melden, haben die seit

einiger Zeit zwischen dem Allgp Deutschen Gewerkschaftsbund,
der Afa und - em Deutschen Beoimtenbund schwebenden Ver¬
handlungen über die Bildung einer Arbeitsfront der Arbeiter ,
Angestellten und Beamten zu einem Zusammenschluß der drei
Verbände auf folgender Grundlage geführt : Die drei Orga¬
nisationen verpflichten sich, in der Wahrung der gemeinsamen
Arbeitsinteressen zusammenzuwirken. Die bezeichneten Bor¬
bände stehen auf dem Boden der dchntokratisch-repubsSanischen
Verfassung des Deutschen Reiches . Sie verpflichten sich, jeder
Verletzung der Verfassung entschlossen entgegenzutreten , aber
jede politische und religiöse Überzeugung der Mitglieder «n.
angefochten z» dulde«. In der Wirtschaftspolitik soll für die
Beamten , Angestellten und Arbeiter erster Grundsatz sein, datz
das allgemeine Wohl den Berbandsintereffen voranzustellen ist.

Stettin , 28 . Juli . Seit längerer Zeit besteht zwischen der
Reichswehr und der Sipo ein gespanntes Verhältnis , weil die
Kasernenfrage zugunsten der Reichswehr gelöst worden sein
soll. Wiederholt ist es zu kleineren Zusammenstößen gekom¬
men . Vorgestern nacht gab es eine Schießerei zwischen de«
beiden Parteien , wobei angeblich 14 Verwundete zu verzeich¬
nen waren . Mehrere Soldaten mußten in bedenklichem Zu -
starH ins Lazarett gebracht werden. Ein amtlicher Bericht der
Polizei lautet : Nachdem bereits am 25. Juli abends durch An.
gehörige des Reichswehr -Pionier -Bat . Nr . 2 die Ruhe und
Ordnung in den Parkanlagen in erheblichem Matze gestört
worden lind, und Reichswehrangehörige der Feststellung ihrer
PersonÄien Widerstand mit blanker Waffe entgegengesetzt
haben , kam eS am Abend des 28. Juli zu einem abermaligen
von Angehörigen des Pionier -Bai . 2 gemeinsam mit radau¬
lustigen Zivilpersonen vorbereiteten Angriff auf die in den An¬
lagen ihren Dienst versehenden Beamten . Diese sahen sich
plötzlich einer großen Menge gegenüber ; aus der Mitte und
aus dem in der Nähe befindlichen Gebüsch fielen etwa 16
scharfe Schüsse . Gleichzeitig drangen Soldaten mit gezogenem
Seitengewehr , an der Spitze Janhagel , auf die Polizeibeamten
ein , die ihrerseits von der blanken Waffe Gebrauch machten.

Berlin , 28 . Juli , über die Wirkung der anhaltenden Dürre
der letzten Wochen auf die Ernteausfichten erfährt das «Berli¬
ner Tageblatt " aus dem Reichsernährungsministerium , daß
trotz der Trockenheit beim Brotgetreide eine gute Mittolernte
zu erwarte « fit . Dagegen seien erhebliche Schädigungen der
Gerste und des Hafers zu erwarten . Sollte die Dürre weiter
andauern , so würde ein ungünstiger Ausfall der Hafer - und
Gerstenernte zu befürchte « sein. Sehr schlecht find die Aus¬
sichten für die Kartoffelernte. Aus fast allen Teilen des Rei¬
ches wird gemeldet, datz die Kartoffelpflanzen absterben . Wei.
ter hat die Dürre auch verheerend auf die Futterernte gewirkt.

Berlin , 27 . Juli . Die Meldung einer Lokalkorrespondenz,
daß Mitte August mit Rücksicht auf die Lage in Ober¬
schlesien ein» außerordentliche Tagung des Reichstages in Aus¬
sicht genommen sei, ist, wie die »Deutsche Allgemeine Zeitung "
erfährt , unrichtig. Die - nächste Sitzung des Reichstage» ist für
de« 6. September in Aussicht genommen.

Berlin » 28 . Juli . Beim Minensuchen in der Kolabucht wurde
die 11 . HaLflyttille und das Flottillenüoot am 26 . Juli von
deu russischen Küstenforts beschossen, obwohl beim Führerboot
ein Boot der russischen Küstenwache längsseits lag . Als das
zweite Fort gleichzeitig das Feuer eröffnet«, mutzte es Von
deutscher Seite erwidert werden. Verluste find auf deutscher
Seite keine zu beklagen . ES liegt hier allem Anschein nach
eine mitzersttndliche Auffassung gegenübevr der friedlichen
Tätigkeit der deutschen Minensuchboote seitens der Russen
vor. Don zuständiger Stelle werden zweifellos Schritte ein¬
geleitet werden, um dieses Mißverständnis aufzuklären .

Loudo », 27 . Juli . Im Unterhaus sagte Harmsworth in Er¬
widerung auf eine Anfrage, daß sich ungefähr 23 000 fran¬
zösische Kolonialsoldaten aus Afrika und Asien im besetzten Ge¬
biete Deutschlands befänden. Von diesen stammten 1k OM
aps Nordafrika, 2500 aus Madagaskar . Der Rest seien Anna ,
miten , die im Transportdienst beschäftigt würden . Bezüglich
einer Zurückziehung sei nichts bekannt.

München, 27 . Juli . Der Finanzausschuß des Landtags be¬
willigte einstimmig die von der Staatsregierung beantragten
80 Millionen M . für die Urbarmachung bayerischer Moore und
Ödländereiea . Die Regierung teilte im Läufe der Beratung

« it, datz das Reich beabsichtige , für ave einschlägigen Fragensein Reichsgesetz zu erlassen . Dieses Gesetz wird sich auf all -
gemeine Richtlinien! beschränken , ( Rahmengesetz .) Das Reichwird für Zwecke der Moorkulturen in nächster Zeit sehr er¬
hebliche Mitbel bereit stellen, wovon ein entsprechender Teil
auch auf Bayern fallen wird. Das Reich habe auf Anfrage
schriftlich und mündlich zugesagt, datz die Verwendung dieserMittel nicht durch das Reich geschehe, sondern den Ländern
frei Überkassen werden soll. Das Reich hat weiterhin in Aus¬
sicht gestellt, für derartige Akkordarbeiten erhöhte Zuschüsseaus der produktiven Erwerbslosenfürsorge zur Verfügung zu
stellen und außerdem für die Errichtung von Mirtschaftsge »
Lauben zu Moorkulturzwecken Wohnungszuschüffe zu geben.
(Reue Bad . LandeHztg .)

Paris , 27. Juli . Mättermeldungen aus Boulogne zufolge^
hat die Geheimpolizei eine weit verzweigte bolschewistische Pro «
paganda entdeck, die sich insbesondere unter den Mannschaftendes McmneflugplatzeS von St . Raphael und der Marineschuledes Mittelmeergeschwaders betätigte. Sechs Verhaftungen
wurden vorgenommen, darunter befindet sich ein Quartiermei¬
ster und ein Matrose . Weitere Verhaftungen sollen bevor¬
stehen.

DL . Mainz , 26. Juli . Dem «Ofsenbacher Abendblatt " wird
von hier gemeldet : Die Überfälle auf deutsche Zivilisten durchdie Rordafrikaner » die Frankreich bekanntlich nicht zu den
Farbigen rechnet, obgleich sich unter ihnen viele Schwarze vom
Typ - der Senegalneger befinden, nehmen im Mainzer Bezirkin der letzten Zeit stark zu . So wird jetzt bekannt, datz am
18. Juli abends am Krematorium in Mainz ein Deutschervon zwei Marokkanern ohne jede Veranlassung überfallenwurde . Der Deutsche erhielt zwei Messerstiche in den Hinter¬
kopf und drei in das Gesicht und wurde schwer verletzt. Von
den beiden Tätern konnte einer durch die deutsche Polizei fest¬
genommen werden . Der andere - er beiden Täter ist noch nichtermittelt , doch steht fest, daß er einem in Kdstheim liegende»
Truppenteil angehört .

Wadiscbe ÄlbersicZit.
Wadiscker Landtag.

DL . Ein Zentrumsantrag , eingebracht von den Herren Dr «
Schofer,und Dr . Kopf, hat folgenden Wortlaut : Der Landtagwolle beschließen , die Regierung zu ersuchen , die Ausfuhr von
Heu und anderen Futtermitteln aus Baden zu verbieten.

Lin Staatsbeamte ^
der den Verkassungseid nickt leistet .
Amtmann Baumann in Lörrach weigerte sich seinerzeit, den

Beamteneid auf die neue republikanische Verfassung zu leisten,und wurde deswegen aus dem Staatsdienst entlassen. Darauf !
strengte er einen Prozeß wegen unberechtigter Entlassung an .
Dieser wurde vor dem Landgericht in Karlsruhe verhandeltund endete mit einem Erfolg für den Kläger . Zu dem Pro¬
zeß und seinem Ausgang Stellung zu nehmen, ist, wie der
«Badische Beobachter" schreibt , unmöglich , solange nicht die
Urteilsbegründung vorliegt ; doch ist anzunehmen, datz es sich
dabei um eine formal juristische Entscheidung handelt , d«
nach dem geltenden Beamtengesetz jeder Beamte den Beamten »
eid in vorgeschriebener Form zu leisten hat.

Steigerung des Ertrages der alten
IKebsorten .

DL . Als ein wichtiges Mittel zur Steigerung der Erträge
in unserem Rebgelände empfiehlt die Badische Landwirtschafts»
kammer die Auswahl der besonders gut , reich und regelmäßig
tragenden Rebstöcke in den Rebbergen, um nur diese frucht¬
baren Stücke zu vermehren. Außerdem sollen alle die Reb¬
stöcke bezeichnet werden, die hinsichtlich ihres Ertrages und
auch sonstiger unerwünschter Eigenschaften Len Anforderun¬
gen nicht genügen. Es soll damit einmal vermieden werden,
datz man gerade von diesen Faulenzern , die in der Regel üppig
sich zu entwickeln pflegen, Nachzucht nimmt . Zum weiteren
sollen dann diese unnützen Stöcke entfernt und durch Abkömm¬
linge fruchtbarer Reben ersetzt werden , wodurch ein gleich-

! mäßiger fruchtbarer Stand und damit auch eine Erhöhung
! der Erträge in den Rebgrundstücken erzielt werden muß . ES
s liegt nahe, dieses Rebenelektionsverfahren auch auf ander«!

Eigenschaften, wie Sortenechtheit, Frohwüchsigkeit , Wider¬
standsfähigkeit gegen Mtterungs -, Schädlings- und Krank-
heitseinflüffe auszudehnen . Zur Unterstützung dieser wich,
tigen Zuchtwahl in unseren Rebgebieten verteilt die Bad . Land¬
wirtschaftskammer den Rebbesitzern Zinkmarken nebst Drähte »
zum Anhängen an die Rebschenkel und zwar in zwei verschie¬
denen Formen (rund und eckig) , mit Jahreszahl für gute und
geringwertige Stöcke . Da bis zu 600 Stück dieser Marke»
kostenlos abgegeben werden, hat jeder Rebbefitzer eS müheloUin der Hand , in gleicher Weise zur Verbesserung und zur St »
cherung der Erträge seiner Rebgru.ndstücke tätig zu sein

Ikurze Vackrickten aus Waden.
Verkehrssperre :

Die Annahme von Eil - und Frachtstückgut , sowie von Eil»
und Frachtgutwagenladungen nach Stationen des besetzten Ge»
bietes mit Leitung über Bischossheim ist bis auf weiteres ge»
sperrt .

SonntagSfahrkarten . Wir machen auf das in dieser Rum»
mer erscheinende Inserat der Deutschen Eisenbahn-BetriebS»
Gesellschaft A .-G ., betr . Sonntagsfahrkarten auf der Linie vo»
Achern bis Kappelrodeck und Ottenhofen usw ., aufmerksam.

DL . Aussichten der Kartoffelernte : Datz unsere gesamten
Kulturen unter der furchtbaren Dürre schwer zu leiden haben»
steht außer allem Zweifel und doch möchten wir vor einem
allzu große« Pessimismus warnen, besonders was die Kartof¬
feln anbelangt . In den Frühkartoffeln ist freilich eine Miß-
ernte zu verzeichnen, die auch ein Regen nicht mehr aufzu¬
halten vermag ; denn die Frühkartoffeln sterben wie das dürr «
Kraut zeigt, bereits in den Wurzeln ab . Dagegen ist für dich
Spätkartoffeln noch nicht jede Hoffnung verloren ; denn fig
zeigen noch überall frisches , lebensvolles Kraut ; aus schwerer»
Bc^ en stehen sie sogar recht gut . Aber auch im sandigen Bo¬
den vermag ein recht ausgiebiger Regen noch vieles gut z»
machen.

DL . Lauda , 27. Juli . Die Reichsgrwerkschast deutsche»
Eisenbahnbeamter und Anwärter hielt am Sonntag , de»
24. Juli in Lauda eine zahlreiche besuchte öffentliche Eise» ,
bahnerversammlnag ab, in welcher die schwierige Lage der?
Beamten besprochen wurde. In einer Entschließung wurdch.
eine Beschaffungsbeihilfe, Erhöhung der Grundgehälter und
der Grundlöhne entsprechend der Preissteigerung , Aufhebung
der Staffelung der Teuerungs - und Kinderzuschlage und Auf-



Hebung der Ortsklassen v und L verlangt . Sine zweite End.
sihließung will die sofortige Ausbezahlung der erhöhten Ort »,
klassenbeträge.

V2 . Baden -Baden. 28. Juli . Dr . Karl Wettstel«, früher
Bürgermeister von Weinheim und Major a . D . ist vor ernigen
Logen im hiesigen Krankenhaus plötzlich gestorben. Ein Blut¬
sturz . verbunden mit einem Schlaganfall , machte seinem Le¬
ben ein schnelles Ende . Wettstein hatte den Krieg mitgemacht
und schwer verwundet worden. Er war Organisator und
Führer des PfadfinderweseaS in Baden und führte den Titel
Bundesmeister . Er war vor einigen Tagen hier eingetroffen ,
um im hiesigen Pfadfinderhorst mit anderen Mitgliäern deS
Bundes über den weiteren Ausbau der Pfadfinderorganisation
zu beraten . Der Verstorbene hatte ttüher fünf Jahre in
Afrika gelebt und einige Jahre in Brasilien , wo er den Ur¬
wald durchforschte . >

V2 . Konstanz, 27. Juli . Wie anderswo ist auch die finan¬
zielle Lage der Stadt Sonstaaz nicht sonderlich rosig zu nen¬
nen . So erfährt man neuerdings , daß da) Jahr 1920 mit
einem Fehlbetrag von 1300000 M. abschlietzt . Die Stadt
hatte 1143 000 M . Mehreinnahmen , urÄ 282 000 Weniger -
ausgaben . Die Mehrausgaben betrugen also 2724 000 M .,
die Mehreinnahmen ' und Wenigerausgaben zusammen
1428 000 M . Dem Bürgerausschuß werden nun verschiedene
Vorlagen unterbreitet , u . a . wird die Verlängerung der Was-
str - und Gasleitung im Sierenmoos zur Beratung kommen.
Der Aufwand soll 184 000 M . betragen . Als weiterer Punkt
steht die Behebung der Wohnungsnot in Konstanz durch Über¬
bauung der Baulucken zur Debatte . Dann wird über die Er¬
hebung einer Nachtöagsumlage für das Jahr 1920/21 ver¬
handelt werden. Die Nachtragsumlage soll 90 Pf . von 100 M.
der LiegenschastS » und Steuerwerte des Betriebsvermögens
betragen .

Aus der Landeshauptstadt .
^ ummernachtsfest im Stadtgarte « . Die bisherigen Abend¬

veranstaltungen im Stadtgarten werden am nächsten Samstag
einen gewissen Höhepunkt erreichen durch ein Sommernachts »
fest mit Doppelkonzert. Eine besondere Note bekommt dieses
Fest durch die Mitwirkung des Gesangvereins Concordia, der
mit seinen 200 Sängern sich in entgegenkommender Weise der
Stadtgartezikommission zur Verfügung gestellt hat . Herr
Lechner, der bewährte Chormeister der Concordia, die bekannt¬
lich zu den größten und leistungsfähigsten Gesangvereinen der-
Stadt gehört, hat für diesen Abend reizvolle Perlen au » dem
deutschen Liederschätze ausgewählt , die sich harmonisch dem
äußeren Rahmen des Sommernachtsfestes anpassen werden.
Ebenso hat Herr Schotte, der Leiter der Feuerwehrkapelle, ein
dem Charakter der ganzen Veranstaltung entsprechendes Pro¬
gramm aufgestellt. Wie bei den bisherigen Gartenfesten die¬
ser Art , wird auch diesmal die feenhafte See - und Uferbeleuch¬
tung einen ganz besonderen Reiz auf die Besucher ausüben .
Der ganze Stadtgartvnsee und seine Umgebung werden von
farbigen Lichtstrahlen überflutet und einschmeichelnde Melo.
dien musikalischer Serenaden werden über den glitzernden und
gleißenden Wasserspiegel klingen und sich in die Herzen der
Zuhörer ergießen zur Verdrängung der Alltagssorgen. Som -
mernachstfest ! Sommernachtstraum l

Badische Möbelschau i« der Ausstellungshalle Karlsruhe .
Anläßlich der Karlsruher Herbstwoche veranstaltet der Ba¬

dische Holzindustrieverband in der Zeit Dom 23 . September bis
6. Oktober eine Möbelschau gemeinsam mit dem Badischen
Kunstgewerbeverein . Sie ist eine Schaustellung der Erzeug¬
nisse der badischen Möbelindustrie und des badischen Kunstge-
wcrbes . Die Badische Mobelschau ist von dem Gedanken ge¬leitet . für die Praxis Gutes und Brauchbares zu liefern und
will durch die Verbindung mit kunstgewerblichen Erzeugnissen
Geschmack im eigenen Heim veranschaulichen.

Haftpfttchtverstcherung der Feuerwehr «». Der Verwaltung ».
rat der LandeSfeuerwehr-UnterstützungSkass« hpt mit der
Gladbacher Feuerversicherungs-Aktiengesellschaft in München-
Gladbach einen Vertrag abgeschlossen . w« mch sämtliche Feuer ,
wehren und Hilfsmannschaften in Baden gegen die Folgen der
gesetzlichen Haftpflicht wegen Personen - und Sachbeschädigung
versichert sind, und zwar bei Personenbeschädigung bis -um
Betrage von einer Million Mark für ein Ereignis , und bei
Sachbeschädigung bis zum Betrage von 10 000 M . im einzel¬nen Kalle. Die Kosten dieser Versicherung wurden mit Ge-
nehmigung des Ministeriums des Innern von der LandeS»
feuerwehr -Unterstützungskasse übernommen . Dagegen ist die
Landesfeuerwehr -Unterstützungskasse nicht in der Lage, die
Kosten der zwischen Feuerwehren und Versicherungsanstalten
unmittelbar abgeschlossenen Versicherungsverträge auf ihre
Kaffe zu übernehmen . Die Landesfeuerwehr -Unterstützungs¬
kaffe muß daher den Rückersatz etwa anzufardernder Be¬
träge ablehnen . Die einzelnen Korps müsse » sich darnach
richten, sek.

Von der Angestellten-
versicberung.

Die in Aussicht stehende Abänderung zum Bersicherungs-
gesetz für Angestellte sieht u . a. auch die Entrichtung der Bei-
trage durch Marken vor, also wie bei den Landesversicherungs¬anstalten (Invaliden - und Hinterbliebenenverstcherungsgesetz).Wenn man sich dazu erst nach 8 Jahren entschließt, so istdas darauf zurückzuführen, daß auch die bisherige Konten -
führung den Versicherten Vorteile bietet . So kann dieR .B .A . f . A. aus den bei ihr ^ führten Konten jederzeiteine versicherungStechnische Bilanz aufstellen und die für jeden
Angestellten eingezahlten Beiträge ersehen, so daß der Ver¬
lust der Versicherungskarte den Angestellten nicht schadet.
Auch ist die vollständige Zahlung der Beiträge an ' Hand der
Übersichten und Meldungen der Arbeitgeber und Angestellten
gut . zu überwachen. Da die Kontenführung , entsprechend derin ihr liegenden Sicherungen schon an sich nicht billig ist, unddie sachlichen und persönlichen Aufwendungen außerordent¬
lich gestiegen sind, haben sich die Verwaltungskosten so erhöht,daß nach einem billigeren Verfahren gesucht werden muß.Unter diesen Umständen erscheinen Marken am empfehlens¬
wertesten. Bei Marken ergibt sich außerdem für die Arbeit¬
geber der Vorteil , daß sie dann nicht mehr die jetzigen aus¬
führlichen Nachweise auszustellen, also weniger Arbeit haben,und für die Versicherten, daß sie in ihrer mit Beitragsmarken
versehenen Bersicherungskarte einen einwandfreien Nachweisdarüber in Händen haben, daß die ihnen am Gehalt gekürz¬ten Beiträge auch tatsächlich an die Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte abgeführt sind . sek.

Ein Anspruch aus 8 62 des VG. f. A. ist nicht - egeben , wen«
die Versichert « zufolge Überschreitung der gesetzliche« Höchst-
gehaltsgrenze aus der BersichernngSpflichtauSscheidet . Durch
Weiterenkrichtung freiwilliger Beitrüge bis zu dem durch Hei.
rat verursachten Ausscheide » aus der Beschäftigung kann der

Antrag auf Beitragserstattung ui «A begründet « erde«.
Krau E . W . zu B . hat vom Jnkraftttetew de- BG . f. A. ob

in einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis , zu¬
letzt der U--Gesellschaft, gestanden. Es sind für sie in der Zeit
vom 1 . 1 . 13 bis Ende Februar 1919 73 Pflichtbeiträge im
Betrage von 970 M . entrichtet worden . Am 1. 3. 19 ist FrauW . durch Erhöhung des Gehaltes auf 7200 M . aus der Ver -
ficherungspflicht ausgeschieden . Am 14. 8. 19 hat Frau W.
geheiratet und hat am 31 . 7. 19 ihre Beschäftigung aufgegeben.
Am 28. 7. 19 hat sie für 5 Monate , vom März bis Juli 19
fünf freiwillige Beiträge der Gehaltsklasse ^ im Betrage von

8 M!. entrichtet. Der Antrag der Beittagserstattung aus 8 82
ist vom Rentenausschuß in der Höhe der Hälfte der entrich.
teten Pflichtbeiträge von zusammen 485 M . anerkannt wor¬
den. über die Rückerstattung der freiwilligen Beiträge hat der
Rentenausschuß nicht entschieden . In dem Beschluß wurde
angegeben, die Beiträge seien irrtümlich entrichtet und deshalb-
zurückzuerstatten. Hierfür sei aber ein besonderer Antra¬
bei der SUVA . f. A . zu stellen . Gegen diesen Bescheid hat die
RIVA, in der gesetzlichen Form und Frist Berufung eingelegt.Das Schiedsgericht hat die Sache von Amts wegen an das
Oberschiedsgericht abgegeben und sein Gutachten dahin abge¬
geben, daß die Berufung begründet sei. Das OberschiedSge-
richt f. AB . hat den angefochtenen Bescheid aufgehoben und
den Anspruch der Frau W. auf Erstattung der Halste der für
sie entrichteten Beiträge zurückgewiesen . Die Gründe waren
folgende : Ein Anspruch auf Beitragserstattung aus 8 62 ist
nicht zu begründen . Das Gesetz beruht auf dem stillschweigend
vorausgesetzten Grundsatz^ daß regelmäßig die gezahlten Bei.
trüge nicht zurückerstattet werden, daß vielmehr aus de« Bei-
trägen lediglich der Anspruch auf die gesetzlich vorgeschriebenen
VerficherungSleistungen erwächst . Mt dem Aufhören deS ver¬
sicherungspflichtigen Verhältnisses und der Einstellung dev
freiwilligen Fortzahlung der Beiträge oder zutreffendenfalls
der Anerkennungsgebühr endet das WerficherungsverhältniS,und soweit ein Verficherungsfall nicht eintritt , verfallen di«
bisher gezahlten Beiträge zum Vorteil der Gesamtheit . Bon
dieser Regel werden bestimmt abgegrenzte Ausnahmen zuge-
lassen . 8 62 gewährt einer weiblichen Versicherten nach Ab¬
lauf der Wartezeit den Anspruch auf Erstattung der Hälfte
der für sie geleisteten Beiträge , aber nur dann , wenn sie in¬
folge Verheiratung aus der versicherungspflichtigen Beschäfti¬
gung ausscheidet. Dieser ursächliche Zusammenhang ist seither
in der wohlwollendsten Weise ausgelegt worden . Fm vor¬
liegenden Falle ist die Versicherte nicht zufolge Verheiratung
auS der versicherungApflichtigen Beschäftigung ausgeschieden,
sondern deshalb, weil ihr Gehalt die gesetzliche Höchstgrenze !
überschritten hat . Mit der späteren Verheiratung der Ver¬
sicherten hat dieses Ausscheiden nichts zu tun . Durch Weiter -
entrichtung freiwilliger Beiträge wird die gesetzliche Voraus¬
setzung des Erstattungsanspruches nicht erfüllt . Ob der Ver¬
sicherten ein Anspruch auf Zurückerstattung dieser freiwilligen
Beiträge zusteht, kann im vorliegenden Verfahren nicht He-
prüft werden, da der Rentenausschutz hierüber nicht entschie¬
den hat . Der Versicherten bliebt hiernach, wenn sie ihre An¬
sprüche aus den bisher geleisteten Beiträgen nicht gänzlich
einbüßen will, nichts anderes übrig , als eine freiwillige Fort¬
setzung der Versicherung in dem Umfnge, qls zur Erhaltung
der Anwartschaft notwendig ist. Der Berufung ist hiernach
stattzugeben.

Literarische Neuerscheinungen .
Pnpstgefchichte von den Anfängen bis zur fran¬

zösischen Revolution . Herausgegeben von Univecst-
Msprofessor Dr . Franz Xaver Seppelt , Breslau . (Verlag
Josef Kösel Kempten.) In zwei starken Bändchen der Samm¬
lung Kösel liegt ein knapper Abriß der Papstgeschichte vor. Der
bekannte Breslauer Kirchenhistoriker Prof . Franz Xaver Sep¬
pelt hat in fesselnder Weise und in fortlaufender Erzählun¬alle wichtigsten Tatsachen der durch zwei Jahrtausende gehen¬den Geschichte des päpstlichen Stuhles zusammengestellt. Mit
Rücksicht auf ein schon früher veröffentlichtes Bändchen der
Sammlung Mosel (Löffler, Paptstgefchichte im 19. Jahrhundert )
geht die Erzählung nur hinauf bis zur französischen Revo¬
lution .

DaS Kulturproblem der Gegenwart . Drei Vorträge . Von
Prof . Dr . Andreas Walther - Göttingen . (Verlag Fried¬
rich Andreas Perthes A.-G . Gotha . Preis 4 M . ) Ein lesens¬wertes Buch , das hiermit bestens empfohlen sei.

AäcliisclieZ iionreiEltiauL .
sireitag den 29 . full , 7 — xsx . 10 Ottr.

»°>!E, « vgf VogsIIiänlllöi-.
vik «elldkMmt . ?s88ion8kk8l8piele
auf der grükterr Brsiliclrtbüttne der IVelt , 200 m breit ,100 rn tiek, in Vi»eN »>» -g i» 8 » unter TuArundelexunA
des alten Oberarnnrergauer -Ortextes unter OeitunA
und dlitvirkunA der berühmten bayrischen Ottristus-
und sudasdarsteller , Brüder ^ dolk und Oeorx Baknackt -
— Flächeninhalt der kestsnislanla ^s 40 000 qm —.
Lpieltage vom 16 - suli ab , jeden Llittvock , Lamstaxund Lonntsa , sovis an ksiertaxen bis Bade Leo-
temder . — Xnkang 1*/, Ohr , Lnde 7 Ohr , 1500 Nit -
virlcende . Auskunft und krospekte kostenlos durch
V» Lo4tbsi »ck, i . v », LaiserstraLe 132,kernruk 879- Schulen und Vereine erhalten kreis -
ermäkixünk . Vis sL -334)

NIsnA kacks« G . m.

Telephon 835 u. 5426 . Schwarrenstr. 11.
LlllMlte . Leckt kille« Mars i« kacke«.

Große Preissteigerung in Aussicht . Alle Sorten
Säcke vorhanden, starkes Gewebe, prima Jute -
säctt, kein Mischgewebe , IV, und 2 Ztt . fassend,

Au billigsten Tagespreisen . sK. 475
Versand , nicht unter 6 Stück, per Nachnahme.
Vereine und Wiederverkäufer verlangen Preisemit Muster . Streng reelle Bedienung zugesichert .

rvissckinen - LIle .
Vei ' lrelei '

in Fabriken und sonstigen industriellen Betrieben ein-
« führt gegen Fixum und Provision von leistungS-
Hitziger Firma zu engagieren gesucht .

Offerten unter K. 473 an die Expedition der Karls -
ruher Zeitung .

Konkursverfahren .
8 -344 . Pforzheim . Im

Konkursverfahren über das
« « mögen des Metzger.
meisterS Fritz Maier in
Jspringen ist Termin zur
Abnahme der Schlußrech¬
nung , zur Erhebung von
Einwendungen gegen, da-
Schlußverzeichnis und

^
zur

Beschlußfassung der Gläu¬
biger über die nicht ver¬

wertbaren Ve : mögcnt-

stücke bestimmt auf
Donnerstag , 25. August

1921, vormittags 11 Uhr,
vor das Amtsgericht
Pforzheim , 3 . Stock, Zim¬
mer Nr . 29.

Die Gebühren u. Aus¬
lagen des Konkursverwal¬
ters wurden vom Gericht
auf 364 60 M . festgesetzt.
Pforzheim . 13. Juli 1921.
Der Gerichtsschreiber ßeS

Amtsgerichts A. 1 .

Herausgegeben von Gustav Mayer
i. LandDer bayrische Dok.

II. LandDer Württemberg, und badiscbe Dok.
m . LandDer bessiscbe Dok mit dem Doke von

Dessen-Dassel, den Nebenlinien
Dolbenburg , Pbllippstbsl- Larcb-
keld und dem Doke von Domburg .

Preis jedes Bandes in künstlerischen Pappbänden 8
je 30 — Mk - Geschenkausgabe, auf besserem Pa - I
Pier und mit breitem Rande . Halbpergawent , je U

100— Mk . 8

»T» W
Die Neuherausgabe des Vehseschen Geschichtswerkes bedarf keiner 8
Rechtfertigung . Der Wert dieser Art Geschichtsschreibungliegt in M
dem gewaltigen Ouellenmaterial , das mit erstaunlichem Fleiß und I
bewunderSwertem Geschickbearbeitet wird. „Daß Vehse in besonders I
reichem Maße als Quellen ungeschminkte zeitgenössische Berichte, 8
gelegentlich auch wohl Pamphlete , daß er Memoiren und anek- I
dotisches Material benützt und wörtlich zittert , daß, er verschmäht, 8
Ereignisse und Persönlichkeiten von einer so hohen Warte aus zu 8
bettachten, daß alle Konturen und Proporttonen sich verwischen 8
und das Detail unkenntlich wird, daß er seinen Standpunkt , unbe- 8
schadet seines klaren und selbständigen Urteils , inmitten der Dinge 8
nimmt — da» will uns heute als der besondere Wert seiner Ge- 8

schichte dünken, das gibt seiner Methode der Forschung und
Schilderung ihr reizvolles Cachet ".

G . Wrauntcke Dotbuckdruckerei
und Verlag . Karlsruhe (Waden),

HrsrlkriedriLllrshe 14.

Aufgebot.
U .341L Engen . Der

Landwirt Hermann Glatt ,
Gastwirt in Binningen ,
hat beantragt , den Far¬
mer Julius Glatt , geb . am
27 . August 1856 in Hil.
gingen und zuletzt daselbst
wohnhaft, für tot zu er¬
klären.

Der bezeichnte Ver¬
schollene wird aufgefor -
dert, sich spätestens in
dem auf
Montag , 3. Oktober 1921 ,

vormittags 10 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf¬
gebotstermin zu melden,
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird.
An alle , welche Auskunft

über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richte Anzeige zu machen .

Engen , 16. Juli 1921.
_ Amtsgericht.

Mit sofortiger Wirkung
werden folgende Sonn ,
tagsfahrkarten ausgegeben.

Won Achern nach Kap¬
pelrodeck und Ottenhöfen ,
von Biberach (Baden ) nach
Oberharmersbach . - Riers -
bach und Zell (Harmers¬
bach) , von Krozingen nach
Staufen und Münstertal
oder Sulzburg . vonOrsch-
weier nach Ettenheim u.
btenhermmünster . Die
Fahrpreisermäßigung ge¬
gen den Fahrpreis der
einfachen Fahrkarten be-
trägt ein Drittel des Fahr - .
Preises. K .474

Die Sonntagsfahrkar¬
ten berechtigen zur Hin¬
fahrt bereits mit denjeni¬
gen Zügen , die die vorge.
nannten Fahrkartenaus¬
gabestationen Sonnabends
nach 12 Uhr mittags ver¬
lassen. Die Rückfahrt darf
nur cm Sonn - und Fest¬
tagen selbst ausgeführt
und muß späte' ttuz um

12 Uhr Mitternacht ange»
treten werden. Nähere
Auskunft erteilt die Un.
terzeichnete sowie die be¬
teiligten Fahrkartenaus¬
gaben. ,Berlin , 25 . Juli 1921.

Deutsche Eisenbahn -Be-
triebs -Gefeschaft Aktien-

grsellschaft .
Betonierungs - und Abdich¬

tungsarbeiten , Schotter u.
Eisenlieferung für die Wie¬
derherstellung der Straßen »
bahnbrücke der Landstraße
Karlsruhe — Durlach über
den Bahnhof Durlach nach
Fi nanzmini sterialverord-

nung vom 3 . Januar 1907
öffentlich zu vergeben. Zeich¬
nungen , Beschriebe und
Bedingungen liegen in un -
serm techn . B üro im Ma¬
xau-Bahnhof des Haupt¬
personenbahnhofes hier zur
Einsicht auf - Dort auch Ab¬
gabe der Angebotsvordrucke,
soweit Vorrat . Kein Ver¬
sand . Angebote sind ver-
schloffen, frei und mit ent¬
sprechender Aufschrift ver¬
sehen längstens zum Erüff-
nungstermin Mittwoch , de«
3. August, vormittags11 Uhr,
bei uns einzureichen. Zu -
schlagfristZWochen .D287 .2L
Karlsruhe , 21 . Juli 1921 .

Bahubaninsvektton I .
Kad. Perfoueutarif »

Arft a.
Mit Gültigkeit vom 1.

September 1921 erscheint
der Nachttag XI . Er ent-
hält Tarifbestimmungen
für Sonntagsfahrkarten ,
außerdem bis auf weiteres
gültige Notstandstarife für
Monatskarten , Wochenkar¬
ten und Schülermonats »
karten . Y343

Nähere Auskunft erteilt
unser Verkehrsbüro .

Die in dem Nachtrag ent¬
haltenen besonderen Aus »

führungsbestimmungcn
sind gemäß 8 2 dersEiiea »
bahuverkehrsordnung ge»
nehmigt.

Karlsruhe . 23 - Juli 1921 .
Eifcudahn - Gencraldirektio ».
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